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Adam Bednarsky als
Linken-Chef wiedergewählt

Neuer Vorstand wird die Partei in den Bundestagswahlkampf führen

Der alte und neue Vorsitzende
bereitete seine Partei, die mittler-
weile wieder auf mehr als 1500Mit-
glieder gewachsen und damit die
mitgliederstärkste politische Orga-
nisation in Leipzig ist, auf schwere
Zeiten vor. Die öffentlichen Haus-
halte würden in den kommenden
Jahren durch die Pandemie unter
großem Druck stehen. Dennoch
wolle es die Linke nicht zulassen,
„dass die Axt an soziale Errungen-
schaften gesetzt wird“. Vor dem
Hintergrund der aktuellen Wohn-
raum-Proteste betonte Bednarsky,
dassdieLinke„diePartei derMiete-
rinnen und Mieter“ sei. Die Linke
lehne Spekulationen auf dem Woh-
nungsmarkt ab und werde denen
„genau auf die Finger schauen, die
mit Immobilien Geld verdienen“.
Gleichwohl distanzierte sich der
Linken-Chef von den zum Teil ge-
waltsamen Protesten der vergange-
nen Wochen. „Gewalt ist für uns
kein legitimesMittel der politischen
Auseinandersetzung“, hob Bed-
narsky hervor.

Resolution zum Tarifstreit
Zu den laufenden Tarifverhandlun-
gen im öffentlichen Dienst verab-
schiedete der Parteitag eine Resolu-
tion.„WirstehenanderSeitederBe-
schäftigten im öffentlichen Dienst“,
erklärte die Initiatorin und Stadträ-
tin Marianne Küng-Vildebrand. Sie
hobdasPflegepersonal in denKran-
kenhäusern, das unter erhöhtem In-
fektionsrisiko diemedizinischeVer-

sorgung während der Hochphase
derCorona-Pandemiesichergestellt
hat, ebenso hervor, wie „die Kolle-
ginnen und Kollegen von der Müll-
abfuhr, die die Straßen sauber ge-
halten haben, oder die Beschäftig-
ten in den Kindertagesstätten, die
die Notbetreuung für diejenigen or-
ganisiert haben, die ihre Kinder nir-
gendwoandershingebenkonnten“.
Küng-Vildebrand bezeichnete es
als „unerträglich, dass sie alle über
Monate als systemrelevant be-
klatscht wurden“ und ihre Lohnfor-
derungen nunmehr als überzogen
kritisiert würden. „Wir wollen, dass
sie anständig bezahlt werden“, sag-
te sie.Notwendigseidarüberhinaus
einegesamtgesellschaftlicheAusei-
nandersetzung um Verteilungsge-
rechtigkeit und um die Frage, „was
uns öffentliche Daseinsvorsorge,
was uns die Betreuung unserer Kin-
der, die Pflege in den Altenheimen
und Krankenhäusern oder die öf-
fentlicheMüllabfuhr wert ist“.

Pellmann tritt wieder an
Der nächsteKongress soll am7.No-
vember stattfinden. Dann wollen
dieLinkenihrebeidenDirektkandi-
daten für die Bundestagswahl im
kommenden Jahr nominieren.

Ihre Kandidatur angekündigt
haben am Sonnabend Sören Pell-
mann, der den Süd-Wahlkreis im
Jahr 2017 erstmals für die Linke di-
rekt gewonnen hat, und Elisa
Gerbsch, die im Norden der Stadt
antreten will.

Die Linke hat am Sonnabend einen
neuen Vorstand gewählt. Dieser
wird die Partei imkommenden Jahr
in den Bundestagswahlkampf füh-
ren. Adam Bednarsky (40), der seit
2016 dem Stadtverband vorsteht,
wurdemit großerMehrheit für wei-
tere zwei Jahre als Parteivorsitzen-
der im Amt bestätigt. Auf den Poli-
tikwissenschaftler, der im Büro des
Bundestagsabgeordneten Sören
Pellmann (43) arbeitet und der dem
Leipziger Stadtrat angehört, entfie-
len bei neun Enthaltungen 173 Ja-
und 39 Nein-Stimmen. Als seine
Stellvertreter wählten die Mitglie-
der die 30-jährige Physikerin und
Stadträtin Olga Naumov (168 Ja-,
38 Nein-Stimmen, 15 Enthaltun-
gen)undden29-JährigenJohannes
Schmidt, der in der IT-Branche
arbeitet (174 Ja-, 31Nein-Stimmen,
16 Enthaltungen).

Bednarsky bezeichnete das Er-
gebnis als einen „sehr erfreulichen
Vertrauensbeweis“. Der neu ge-
wählte Stadtvorstand, dem außer-
dem Lisa Metzinger, Almut Rei-
mann, Clara Steckel, Cornelia Fal-
ken, Liliana Osorio de Rosen, Mari-
anne Küng-Vildebrand, Lisa Um-
lauft, Christian Schäfer, Florian
Männig, William Rambow, Mischa
KreutzerundStephanSanderange-
hören, „verkörpere eine bunte Mi-
schung allerGenerationenund ver-
fügt über viele neueGesichter“, er-
klärte Bednarsky.

Ursprünglich sollte der Parteitag
schon vor einem halben Jahr abge-
halten werden. Er musste jedoch
wegen der Corona-Pandemie ver-
schoben werden. Der Kongress
fand nun amSonnabend im Felsen-
keller in Lindenau unter besonde-
ren Infektionsschutzvorkehrungen
statt. So wurden nicht nur alle Par-
teitagsteilnehmer, sondern auch
Gäste namentlich erfasst. Unter an-
derem konnten sich alle Personen
im Tagungssaal nur mit Alltags-
maske bewegen, lediglich am Sitz-
platz durfte diese abgenommen
werden.

Von Klaus Staeubert

achten laut dem Ministerium mehr
als 1500 Euro kosten. Dritte Gutach-
ten sind übrigens eine Leipziger Be-
sonderheit. Die Amtsgerichte in
Dresden und Chemnitz haben seit
2014 nie mehr als zwei Gutachten
beauftragt.

Lobbygruppen wie etwa die Bun-
desvereinigung Trans halten ohne-
hin nichts von dieser Praxis. Eine ge-
richtlich beauftragte psychologische
oder psychiatrische Begutachtung
sei unsinnig, so die Interessenvertre-
tung. Es sei „in der Wissenschaft
längstKonsens, dassgeschlechtliche
Identität auf Selbsterklärung beruht
und nicht von außen diagnostizier-
bar ist“.

Wie sensibel dieThematik für alle
Beteiligten ist, zeigte eine Kontro-
versevordreiJahren:2017hattendie
Grünen amLeipzigerAmtsgericht in

den dritten Gutachten eine „rechts-
widrige Diskriminierung von Men-
schen aufgrund ihrer Geschlechts-
identität“ gesehen und ein unver-

zügliches Einschreiten des Justizmi-
nisteriums gefordert. „Pure Schika-
ne unter dem Deckmantel der rich-
terlichen Unabhängigkeit“, monier-

te Katja Meier, damals gleichstel-
lungspolitische Sprecherin der Grü-
nen im Landtag.

Doch sowohl Gerichtspräsident
Michael Wolting als auch das Justiz-
ministerium hatten sich gegen diese
Vorwürfe verwahrt. Es stehe einem
Richter frei,mehrals zweiGutachten
anzufordern,umseineEntscheidung
abzusichern. „Dem Amtsgericht
Leipzig in dieser Form rechtswidrige
Diskriminierung und ‚pure Schika-
ne’ vorzuwerfen, entbehrt nicht nur
jeder Sachkenntnis“, konterte Wol-
ting die Vorwürfe Meiers, „sondern
offenbart mit dem Ruf nach einem
‚sofortigen Einschreiten’ auch ein
Denken, das die rechtsstaatlicheGe-
waltenteilung und die richterliche
Unabhängigkeit grob missachtet.“
JustizkritikerinMeier ist inzwischen
Sachsens Justizministerin.

Transsexuelle und Justitia
Immer mehr Verfahren zur Änderung der Geschlechtszugehörigkeit / Bis zu drei Gutachten notwendig

ImmermehrTranssexuelle inLeipzig
bemühen die Justiz: Beim Amtsge-
richt hat die Zahl der Anträge auf
Vornamensänderung und Feststel-
lung der Geschlechtszugehörigkeit
in den letzten drei Jahren zugenom-
men. Dies geht aus Zahlen des säch-
sischen Justizministeriums hervor,
die auf eine Anfrage der Landtags-
abgeordneten Sarah Buddeberg
(Linke) veröffentlicht wurden.

So gingen im vergangenen Jahr
31 solcher Anträge ein, 2018 waren
es gar 35, 2017 wurden 33 erfasst.
Das ist durchaus ein merklicher Zu-
wachs verglichen mit den Jahren
2014 (24), 2015 (23) und 2016 (24).
Vonden jüngstenVerfahrenausdem
vorigen Jahr sind nach Angaben des
Justizministeriums noch drei anhän-
gig. Die anderen sind bereits abge-
schlossen, ebenso wie jene aus den
Jahren davor.

Dabei gibt es erhebliche Unter-
schiede, wie lange diese Verfahren
andauern. Im schnellsten Fall war
dieSachenachgut zweiMonatener-
ledigt. Das längste Verfahren zog
sich immerhin über zwei Jahre, drei
Monate und 20 Tage – dieswar aller-
dings Umständen geschuldet, die
dasGericht nicht beeinflussenkonn-
te, so das Ministerium. Im Durch-
schnitt dauerten Verfahren nach
dem Transsexuellengesetz (TSG)
zuletzt zwischen etwa sechs und
20Monaten.

Ein Grund dafür: Zuständige
Richter gaben bisweilen neben den
gesetzlich vorgesehen zwei Sach-
verständigengutachten ein drittes in
Auftrag, wenn sich beispielsweise
die Erstgutachter widersprachen.
2014 war das einmal der Fall, 2016
fünfmal, 2017 sechsmal. In denmeis-
ten Fällen wurde den Antragstellern
aber Verfahrenskostenhilfe bewil-
ligt. Immerhin kann ein solches Gut-

Von Frank Döring

Das Transsexuellengesetz

das transexuellengesetz
wurde 1980 verabschie-
det und trat im darauf-
folgenden Jahr in kraft.
darin geregelt sind die
anpassung des Vorna-
mens an die empfunde-
ne Geschlechtszugehö-
rigkeit und die Ände-
rung des Geschlechts-
eintrages im Geburtsre-
gister. die Voraussetzun-
gen für eine namensän-

derung: „die Vornamen
einer Person sind auf
ihren antrag vom Ge-
richt zu ändern, wenn sie
sich auf Grund ihrer
transsexuellen Prägung
nicht mehr dem in ihrem
Geburtseintrag angege-
benen Geschlecht, son-
dern dem anderen Ge-
schlecht als zugehörig
empfindet und seit min-
destens drei Jahren

unter dem Zwang steht,
ihren Vorstellungen ent-
sprechend zu leben und
mit hoher Wahrschein-
lichkeit anzunehmen ist,
dass sich ihr Zugehörig-
keitsempfinden zum an-
deren Geschlecht nicht
mehr ändern wird.“
Mehrere Parteien und
organisationen streben
eine reform des Geset-
zes an.

Kämpfen auch für die Rechte von Transsexuellen: Teilnehmer des Christopher Street Days, der in Leipzig jedes Jahr Tausende Menschen anzieht. foto: dirk knofe

Neu gewählter Parteivorstand: Vorsitzender Adam Bednarsky (r.), Stellver-
treter Johannes Schmidt und Olga Naumov. foto: Christian Modla

Leipzig-Hilfe
auf Balkan

angekommen
Das sonst übliche Reisen zu den
Schützlingen ist pandemiebe-
dingt derzeit nicht möglich, doch
derVerein„Perspektiven fürKin-
der auf dem Westbalkan“ setzt
sichweiterhin fürhungerndekin-
derreicheFamilien imDorf Fushë
Kosovë nahe der kosovarischen
Hauptstadt Pristina ein.NachBe-
richten unter anderem in der LVZ
haben die Leipziger bis Mitte
September 3754 Euro überwie-
sen, vermeldet der Vereinsvorsit-
zende Ralph Rüdiger. „Damit
können insgesamt 83 Lebensmit-
telpakete an diese Notdürftigen
ausgeteilt werden“, sagt er, „bis-
her wurden schon 34 Pakete zü-
gig und unbürokratisch zu den
Familien gebracht. Die restlichen
werden in diesen Tagen und den
nächstenWochen verteilt.“

Die Aktion läuft in Zusam-
menarbeit mit der Hilfsorganisa-
tion Balkan Sunflowers Kosovo.
Die Spendenbeträge aus Leipzig
werden dorthin überwiesen, vor
Ort werden davon Lebensmittel
gekauft undandieNotleidenden
geliefert.Von jedemEinkaufund
jeder Übergabe bekommt Rüdi-
ger Belege.

„DerVerein sagt ausdrücklich
DankeanalleSpender“, soRüdi-
ger. Zu Weihnachten wird das
TeamdenMenschenerneutHilfe
zukommen lassen, vor allem
Wintersachen, Brennholz und
weitere Lebensmittel.

„Perspektiven für Kinder auf
dem Westbalkan“ unterstützt
Waisenkinder und verarmte
Menschen. Bis zum vergange-
nen Jahr hieß der 2014 gegrün-
dete Verein „Verantwortung für
Flüchtlinge“. Im Armenviertel
Fushë Kosovë leben vor allem
Menschen, die nach der Ab-
schiebung aus Deutschland hier
gestrandet sind. MaD
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